
ist es nicht angängig, hier die Vorschriften des Frei­
willigen Gerichtsbarkeitgesetzes anzuwenden, da es 
sich um keinen Akt dieser Gerichtsbarkeit handelt. 
Ebenso wie im Preußischen Streitverfahren früher die 
Behörde, deren Verwaltungsakt angefochten wurde, 
die Rolle des Beklagten zu übernehmen hatte und 
damit Beteiligter im Rechtsstreit war, ebenso muß sie 
heute noch als Beteiligter angesehen werden.

Dies gilt zumindestens in dem ehemalig preußischen 
Gebiet der heutigen Deutschen Demokratischen Repu­
blik. Selbst wenn keine sonstigen Bestimmungen vor­
handen waren, die diese Streitfrage regelten, mußte 
schon die Behörde selbst auf Grund ihrer rechts­
systematischen Stellung als befugt angesehen werden, 
als Beteiligter in dem Verfahren aufzutreten und 
Rechtsmittel einzulegen. Hinzu kommt noch folgendes: 

Nach § 37 der Ausführungsbestimmungen zu der An­
ordnung zur Durchführung des Gesetzes Nr. 45 vom
10. März 1949 steht in dem Verfahren gemäß Art. VII 
des Gesetzes den nach § 7 der Durchführungsverord­
nung Berechtigten die Anrufung des Amtsgerichts 
gemäß § 10 der Durchführungsverordnung zu.

Zu den im § 7 Genannten gehören:
a) Der Leiter der Hauptabteilung für Land- und 

Forstwirtschaft der Deutschen Wirtschaftskom­
mission.

b) Die zuständige Landesregierung.
c) Der Landrat des Kreises, in dem das Grund­

eigentum des Antraggegners ganz oder über­
wiegend liegt.

d) Der zuständige Landesverband der gegenseitigen 
Bauernhllfe.

e) Der Landesverband des Freien Deutschen Ge- 
werkschaftsb undes.

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß in dem 
Verfahren nach Art. VII auch diese Stellen als Antrag­
steller die Befugnis auch zur Einlegung von Rechts­
mitteln gegen die Entscheidung des Amtsgerichts haben. 
Wenn ihnen auch in den übrigen Verfahren nach 
KRG Nr. 45 ein solches Recht nicht zustehen sollte, so 
zeigt diese Bestimmung doch, daß der Gesetzgeber 
keineswegs die Beschwerde gegen den Entscheid des 
Amtsgerichts lediglich der beteiligten Privatperson hat 
geben wollen, und daß in den übrigen Verfahren zu­
mindest die Behörde, deren Entscheidung angefochten 
ist, das Beschwerderecht haben muß, ebenso, wie auch 
im Strafprozeß die Rechtsmittel nicht nur dem An­
geklagten, sondern auch der Staatsanwaltschaft als 
dem berufenen Vertreter des öffentlichen Interesses 
zustehen. OLGPräs. Dr. Löwenthal, Potsdam

F ü r  d e n  R e c h t s p f l e g e r
Eia vorbildliches Beispiel

Der Rechtspfleger Grabow beim Amtsgericht Glauchau 
hat an die Jugendämter des Kreises Glauchau ein 
Schreiben gerichtet, das als wirklich fortschrittlich be­
zeichnet werden kann und dessen Wortlaut nachstehend 
veröffentlicht wird. Die Redaktion

B e t r. : Vormundschaft und Verfassung vom 7. Ok­
tober 1949.

Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Re­
publik vom 7. Oktober 1949 hat mit den Artikeln 7 und 
33 in Verbindung mit Art. 144 einschneidende Ände­
rungen im Vormundschaftswesen gebracht.

Bis zur Verabschiedung der in Vorbereitung, befind­
lichen Gesetze, die der neuen Sachlage Rechnung tragen, 
müssen Maßnahmen geirolfen werden, die geeignet 
sind, die augenblickliche Gesetzeslücke auszufüllen und 
die den Bestimmungen der Verfassung gerecht werden.

Der einheitlichen Behandlung im Amtsgerichts­
bezirk wegen, b.ttet das Vormundschaftsgericht in der 
Übergangszeit folgendes zu beachten:

I.
1. Die gesetzliche Amtsvormundschaft nach § 32 RJWG 

tritt bei der Geburt eines unehelichen Kindes nicht 
mehr ein.

2. Dafür erlangt das Jugendamt die Stellung eines 
Beistandes der Mutter gemäß § 1687 BGB. Die Auf­
gaben aes Beistandes weruen in erster Linie die 
Vaterschaftsfeststellung und die Sicherung des Un­
terhaltes für das Kind sein.

Die1 Bestellung des Beistandes beschränkt die 
elterliche Gewalt der Mutter nicht.

Um Zweifel zu vermeiden, und vor allem, um im 
Unterhaltsprozeß die Einrede der mangelnden Ak­
tivlegitimation des Jugendamtes auszuschalten, wird 
in der dem Jugendamt vom Vormundschaftsgericht 
zu erteilenden Bcistandsbestallung der Wirkungs­
kreis, nämlich die Geltendmachung der Unter­
haltsansprüche gegenüber dem Kindesvater, ver­
merkt sein.

3. Dem Vormundschaftsgericht wolle vom Jugendamt 
die Geburtsanzeige des Standesamtes mit dem 
Fragebogen 602 oder den wesentlichsten Angaben, 
insbesondere den Geburtstag und -ort der Kindes­
mutter und Namen, Anschrift und Geburtsdatum 
des von ihr namhaft gemachten Kindesvaters auch 
weiterhin zugeleitet werden, falls die Kindesmutter 
minderjährig ist, Angabe ihres gesetzlichen Ver­
treters.

4. Wenn die Kindesmutter die Beistandschaft ablehnt, 
dann soll dies bei der Hergabe der Geburtsanzeige 
tunlichst mit den Ablehnungsgründen vermerkt

sein. Die Angabe des Kindesvaters soll auch dann 
namentlich erfolgen, wenn die Eheschließung be­
absichtigt ist.

5. Die Kindesmutter kann jederzeit die Aufhebung 
der Beistandschaft des Jugendamtes beantragen. 
Dem Begehren wird vom Vormundschafisgericht 
stattzugeben sein, wenn der Zweck erfüllt ist, näm­
lich die Unterhaltsregelung erreicht ist.

II.
1. Die b i s h e r i g e n  gesetzlichen Amtsvormund­

schaften sind erloschen.
2. Sie werden in eine Beistandschaft nach § 1693 BGB 

übergeführt.
3. Die Jugendämter wollen einen Vermerk hierüber 

zu ihren Vormundschaftsakten bringen und, wo er­
forderlich, die vormundschaftsgerichtliche Bestal­
lungsurkunde einfordern.

4. Das Vormundschaftsgericht wird die Aufhebung der 
Beistandschaft verfügen, wenn unter den Voraus­
setzungen wie oben zu 5. die Mutter oder das 
Jugendamt die Aufhebung nachsuchen. Es möchte 
davon aber vorerst möglichst abgesehen werden, bis 
die einschlägigen Gesetze in Kraft sind.

III.
Minderjährigkeit der Kindesmutter:

1. Für das uneheliche Kind der minderjährigen Kindes­
mutter ist weiter die Vormundschaft nötig.

2. Da die Beistandschaft in diesem Falle nicht ein- 
treten kann, weil sie von dem Elternteil die volle 
elterliche Gewalt erfordert, soll die bestellte Vor­
mundschaft des Jugendamtes Platz greifen.

IV.
Sonstige Vormundschaften:

1. An der Vormundschaft für Waisen- und anhang­
lose Kinder sowie dann, wenn ein Elternteil ver­
storben und der andere verschollen oder unbekann­
ten Aufenthaltes ist, ändert sich nichts.

2. Für Waisen (Halbwaisen) wird nach der bisherigen 
Übung verfahren und bei den anderen Mündeln 
wie bisher vornehmlich das Jugendamt zum Vor­
munde bestellt werden.

V.
Vormundschaft für minderjährige Kinder, deren 
verw. Mütter sich wiederverheiratet haben (§ 1697 
BGB):
Das Vormundschaftsgericht sieht davon ab, in

solchen Fällen die Vormundschaft einzuleiten.
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